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Antrag auf Änderung der Richtlinien der Samtgemeinde Gartow über die Ab-
grenzung der Zuständigkeiten zwischen dem Rat und dem/der Samtgemeinde-
bürgermeister/in vom 13.12. 2016 zur nächsten Samtgemeinderatssitzung.

Die Gruppe GRÜNE/SPD/UWG hält die unter Punkt A in der oben genannten Richtli-
nie aufgeführten Vereinbarungen für wichtig und richtig, um die Arbeit der Verwaltung
zu erleichtern. Sie beantragt jedoch den Punkt B der Richtlinien zu ergänzen,sodass
der Punkt wie folgt lautet:
B. Über Vergaben von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen unter Beachtung
derVerdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und Leistungen (VOL) über
10.000€ bis 50.000€ entscheidet der Samtgemeindeausschuss. Darüber hinaus
obliegt die Vergabe dem Samtgemeinderat.
(die fettgedruckten Teile bilden die Ergänzung)

Begründung:
Vergaben über 50.000€ sollten nicht im kleinen Kreis, sondern unter Beteiligung aller
Ratsmitglieder beschlossen werden. Weiterhin gehören Vergaben dieser Größenord-
nung in die Öffentlichkeit. In unserem Leitbild haben wir den Punkt „Miteinander im
Dialog Leben" aufgenommen und heben Transparenz unseren Bürger gegenüber
hervor.
Datenschutz und Persönlichkeitsrechte müssen natürlich in einer öffentlichen Sitzung
beachtet werden. Bei Vergaben könnte dies durch Anonymisierung (Anbieter schwär-
zen oder mit Angebot A, B,C,... bezeichnen) erfolgen.
Für Vergaben die zwingend kurzfristig entschieden werden müssen, gebe es die Mit-
tel der verkürzten Ladungsfrist oder des Umlaufbeschlusses.
Diese Änderung hat nicht das Ziel die Verwaltung zu lahmen, sondern durch die ak-
tive Beteiligung des gesamten SG-Rates und eventueller Einwendungen der Öffent-
lichkeit, Ideen und Argumente einzubringen, um wichtige Entscheidungen noch mehr
zu optimieren.
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